
V. Änderungssatzung zur Satzung über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern 
des Kreises Herzogtum Lauenburg (Entschädigungssatzung) vom 29.06.2016 
 
 

Aufgrund des 
§ 4 der Kreisordnung für Schleswig-Holstein (KrO) in Verbindung mit § 27 Abs. 3 KrO - in der 

Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 95), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes. v. 25.07.2025, GVOBl. 2025 Nr. 121 und 

§ 24 Abs. 3 und 4 Gemeindeordnung (GO) - in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25.07.2025, GVOBl. 2025 Nr. 121 

wird nach Beschluss des Kreistages vom 12.03.2026 
folgende V. Änderungssatzung zur Satzung über die Entschädigung in kommunalen 

Ehrenämtern des Kreises Herzogtum Lauenburg (Entschädigungssatzung) vom 29. Juni 2016 
erlassen: 

 
 
1. § 3 erhält folgende Fassung: 
 
 

§ 3 
 

Stellvertretung der Landrätin/des Landrats 
 

Den Stellvertretenden der Landrätin oder des Landrats wird nach Maßgabe der 
Entschädigungsverordnung bei Verhinderung der Landrätin oder des Landrats für ihre 
besondere Tätigkeit als Vertretung eine Aufwandsentschädigung gewährt, deren Höhe von 
der Dauer der Vertretung abhängt. Die Aufwandsentschädigung beträgt für jeden Tag, an 
dem die Landrätin oder der Landrat vertreten wird, 3% des Höchstsatzes der 
Entschädigung nach § 5 EntschVO. 

 
 
2. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 

Personen nach Abs. 1 Satz 1, die einen Haushalt mit mindestens zwei Personen führen 
und nicht oder weniger als 20 Stunden je Woche erwerbstätig sind, erhalten für die durch 
das Ehrenamt oder die ehrenamtliche Tätigkeit bedingte Abwesenheit vom Haushalt 
während der regelmäßigen Hausarbeitszeit gesondert, auf Antrag für jede volle Stunde 
Abwesenheit, eine Entschädigung. Der Stundensatz dieser Entschädigung beträgt 40% 
des Höchstsatzes der Entschädigung nach § 12 der EntschVO je angefangener Stunde. 
Auf Antrag sind statt einer Entschädigung nach Stundensätzen die angefallenen 
notwendigen Kosten für eine Vertretung im Haushalt zu ersetzen. 

 
 
3. § 8a Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 

Kreistagsabgeordnete und ordentliche bürgerliche Mitglieder der Ausschüsse erhalten auf 
Antrag und gegen Nachweis einmalig je Wahlperiode für die Beschaffung eines privaten 
digitalen Endgerätes, das für den Sitzungsdienst oder für die Vorbereitung der Sitzungen 
des Kreistages oder der Ausschüsse genutzt wird, einen Zuschuss von bis zu 400,00 €. 
Ein Zuschuss wird nicht gewährt, wenn eine andere Körperschaft des öffentlichen Rechts 
der oder dem Abgeordneten ein digitales Endgerät unentgeltlich zur Verfügung stellt. 
 



Inkrafttreten 
 

Die V. Änderungssatzung zur Satzung über die Entschädigung in kommunalen Ehrenämtern 
des Kreises Herzogtum Lauenburg (Entschädigungssatzung) vom 29.06.2016 tritt 
rückwirkend am 01.01.2026 in Kraft. 

 
 
 
Ausgefertigt: 
Ratzeburg, den 17.03.2026 
 
 
 
 
gez. 
Dr. Christoph Mager 
Landrat 
 

 


